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(3) Freizeitarrest wird außerhalb der Arbeitszeit vollzogen. 
Er ist getrennt von den übrigen Strafgefangenen in nicht als 
Arresträume ausgestatteten ständig verschlossenen Räumen 
durchzuführen. Laufende Qualifizierungsmaßnahmen sind 
fortzusetzen.

(4) Einzelarrest ist in nach Normen ausgestatteten und ge­
sicherten Arresträumen zu vollziehen. Die Arrestanten sind 
nicht zu produktiver Arbeit einzusetzen.

(5) Im erleichterten Vollzug kann Einzelarrest höchstens bis 
zur Dauer von 18 Tagen ausgesprochen werden. Bei Haftstrafe 
und Strafarrest kann die Dauer des Einzelarrestes bis zu 7 Ta­
gen und bei Jugendhaft bis zu 5 Tagen betragen.

(6) Die Durchführung des Arrestes ist bei Erkrankung des 
Strafgefangenen zu unterbrechen. Nach Ablauf von 30 Tagen, 
bei Jugendlichen von 15 Tagen vom Zeitpunkt der Unterbre­
chung an gerechnet, darf der weitere Vollzug der Arreststrafe 
nicht mehr begonnen werden.

Zu § 33 StVG:
§42

Angewandte Sicherungsmaßnahmen sind nachzuweisen. 
Über die Anwendung von Sicherungsmaßnahmen ist der zu­
ständige Staatsanwalt für Strafvollzugsaufsicht unverzüglich 
zu informieren.

Zu § 35 StVG:
§43

(1) Eingaben Strafgefangener sind entsprechend den Rechts­
vorschriften über die Bearbeitung der Eingaben der Bürger 
zu-bearbeiten.

(2) Den Strafgefangenen ist zu gewährleisten, daß sie dem 
Leiter der Strafvollzugseinrichtung oder des Jugendhauses 
bzw. deren Beauftragten ihre Anhegen und Eingaben persön­
lich vortragen können. Das Recht der Eingaben an andere 
Stellen wird dadurch nicht eingeschränkt.

§44
(1) Die Frist für die Einreichung der Beschwerde gegen die 

Anwendung von Disziplinär- und Sicherungsmaßnahmen so­
wie gegen Verfügungen zu Schadenersatzleistungen gemäß § 37 
Abs. 3 StVG beträgt 14 Tage. Die Beschwerde kann mündlich 
oder schriftlich eingereicht werden.

(2) Die Frist zur Entscheidung des Leiters der Strafvoll­
zugseinrichtung bzw. des Jugendhauses über die Beschwerde 
beträgt 1 Woche.

(3) Der Leiter der Verwaltung Strafvollzug entscheidet inner­
halb weiterer 2 Wochen über die Beschwerde.

Zu §37 StVG:
§45

Monatsvergütung ist die Arbeitsvergütung, die der Straf­
gefangene im Monat des Schadeneintritts erhalten hat. Hat 
der Strafgefangene schuldhaft die Leistungs- und Qualitäts­
kennziffern in diesem Monat nicht erfüllt, ist als Monatsver­
gütung die Arbeitsvergütung in Ansatz zu bringen, die der 
Strafgefangene bei Erfüllung der Kennziffern erhalten hätte.

§46
Eine Verfügung des Leiters der Strafvollzugseinrichtung 

bzw. des Jugendhauses zum Schadenersatz darf nur vorgenom­
men werden, wenn zweifelsfrei die schuldhafte Verursachung 
des Schadens festgestellt wurde und die Höhe des Schadens 
unbestritten ist. Die Verfügung muß enthalten:

1. Name des Strafgefangenen
2. Name und Anschrift des Geschädigten
3. Höhe der Schadensumme
4. Sachverhalt und rechtliche Begründung der Schaden­

ersatzpflicht
5. Art und Weise der Schadenersatzleistung

6. Rechtsgrundlage für die Verfügung und deren Begrün­
dung

7. Belehrung über das Beschwerderecht gemäß §35 StVG
8. Ort und Datum sowie Unterschrift des Leiters der Straf­

vollzugseinrichtung bzw. des Jugendhauses.

Zu § 39 StVG:
§47

Während der arbeits- und unterrichtsfreien Zeit können 
mit Jugendlichen Exkursionen (Besuch von Betrieben, Aus­
stellungen, Museen, Gedenk-, Kultur- und Sportstätten) in 
Begleitung von Strafvollzugsangehörigen durchgeführt wer­
den.

§48
Die Zusammenarbeit mit den Familienangehörigen bezieht 

sich vorrangig auf Eltern bzw. andere Erziehungsberechtigte. 
Sie ist vornehmlich durch Aussprachen, insbesondere über 
die festgelegten Erziehungsmaßnahmen, die Ergebnisse der 
Berufsausbildung, der Allgemeinbildung und die Vorberei­
tung der Wiedereingliederung in das gesellschaftliche Leben, 
zu verwirklichen sowie durch Rechenschaftslegungen der Ju­
gendlichen vor den Familienangehörigen.

Zu §40 StVG:
§49

(1) Die Durchführung des allgemeinbildenden, berufstheo­
retischen und berufspraktischen Unterrichts sowie der Maß­
nahmen zur Weiterführung der Allgemeinbildung obhegt den 
Berufsschulen der Jugendhäuser.

(2) Zur Gewährleistung der berufspraktischen Ausbildung 
sind durch die Leiter der Jugendhäuser mit Leitern volks­
eigener Betriebe entsprechende Vereinbarungen abzuschlie­
ßen.

(3) Prüfungen sind entsprechend der Facharbeiterprüfungs­
ordnung durchzuführen.

(4) Jugendliche, bei denen die bildungsmäßigen Vorausset­
zungen für eine Berufsausbildung nicht ausreichen oder bei 
denen die Dauer der Strafzeit eine solche nicht zuläßt, sind 
unter gleichzeitiger Gewährleistung der Berufsschulpflicht zu 
gesellschaftlich nützlicher Arbeit einzusetzen.

(5) Zur Weiterführung der Allgemeinbildung sollen mit 
Jugendlichen während der arbeitsfreien Zeit Förderungsmaß­
nahmen durchgeführt werden, die das Erreichen des nächst­
höheren Klassenzieles der allgemeinbildenden polytechnischen 
Oberschule in Einzelfächern ermöglichen.

§50
(1) Für Jugendliche, die ihre allgemeine Oberschulpflicht 

noch nicht erfüllt haben und vor Beginn des Vollzuges der 
Strafe mit Freiheitsentzug Schüler der polytechnischen Ober­
schule waren, kann auf der Grundlage der Lehrpläne des 
Ministeriums für Volksbildung die Weiterführung des allge­
meinbildenden Unterrichts erfolgen. Die Fortführung des all­
gemeinbildenden Unterrichts ist so zu gestalten, daß er den 
Anforderungen einer künftigen Berufsausbildung gerecht 
wird. Diesen Jugendlichen wird durch das Jugendhaus aus 
staatlichen Mitteln ein monatliches Taschengeld von 10 bis 
20 M gewährt.

(2) Prüfungen sind auf der Grundlage der geltenden Be­
stimmungen des Ministeriums für Volksbildung abzulegen.

§51
In der Zeit der Schulferien ist Jugendlichen jährlich eine 

Arbeitsruhe von 3 Wochen zu gewähren. In dieser Zeit sind 
vorwiegend sportliche sowie kulturelle Veranstaltungen und 
andere Maßnahmen der sinnvollen Ausgestaltung der Unter­
richts- und arbeitsfreien Zeit durchzuführen.

Zu §41 StVG:
§52

Für Strafgefangene, die gemäß § 41 Absätze 1 und 2 StVG 
in Jugendhäusern verbleiben, treffen die für den Vollzug


